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ANFRAGE gemäß § 14 der GO des Rates der Landeshauptstadt Hannover
Erfahrungen in NRW mit der Einführung der elektronischen
Gesu nd heitskarte fü r Asylsuchende

Das Land Niedersachsen hat im März 2016 mit den Krankenkassen eine Rahmen-
vereinbarung zur Einführung einer elektronischen Gesundheitskarte für Menschen in
den ersten 15 Monaten des Bezugs von Leistungen aus dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz geschlossen. Bisher ist mit Delmenhorst erst eine Kommune beigetre-
ten. Die Begründung für diese Zurückhaltung ist in erster Linie in den schwer zu kal-
kulierbaren Kosten zu finden.
Nordrhein-Westfalen hat bereits im August 2015 eine Rahmenvereinbarung ge-
schlossen, die größtenteils mit der niedersächsischen übereinstimmt. Die ersten
Städte sind zum 01.01 .2016 beigetreten und können nun eine qualifizierte Bewertung
der Einführung der Gesundheitskarte abgeben.
Die Stadtvenrualtung Köln spricht in einer Pressemitteilung von einer Erfolgsgeschich-
te.

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Verwaltung:

Wie viele Geflüchtete in Hannover haben bislang keinen Zugang zur elektroni-
schen Gesund heitskarte?
Welche Faktoren haben in Köln dazu geführt, dass von einer Erfolgsgeschich-
te gesprochen wird und inwiefern sind diese Faktoren auf Hannover übertrag-
bar?
Wie haben sich die Kosten in Köln im Vergleich zum Zeitraum vor der Einfüh-
rung entwickelt? Bitte pro Leistungsberechtigter/n aufschlüsseln und auch Ne-
beneffekte benennen wie geringere Kosten bei der Abrechnung etc.

1.

2.

S I 1.o,, [il,r.;1t*,1"- (?a
Silvia KlingenburglPülm ",

t, Aug. 2017

Stellv. Fraktionsvorsitzende

3.


